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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 7717.) Allerhöchſter Erlaß vom 29. Juni 1870., betreffend die Genehmigung zur 
Anlage einer Eiſenbahn von Löhne über Hameln und Hildesheim nach 
Vienenburg, vorbehaltlich einer Abzweigung von Hildesheim nach Braun⸗ 
ſchweig, unter gleichzeitiger Bewilligung des Expropriationsrechts. 


Ai den Bericht des Staatsminiſteriums vom 26. Juni d. J. ertheile Ich zur 
Anlage einer Eiſenbahn von Löhne über Hameln und Hildesheim nach Vienen⸗ 
burg / vorbehaltlich einer Abzweigung von Hildesheim nach Braunſchweig, Meine 
landesherrliche Genehmigung. Jugleich beſtimme Ich, daß die in den betreffenden 
Landestheilen geltenden geſetzlichen Vorſchriften über die Expropriation und das 
Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder Grundstücke auf die in Rede 
ſtehende Anlage Anwendung finden ſollen. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu 
bringen. = 

Bad Ems, den 29. Juni 1870. 


Wilhelm. 


v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


An das Staatsminiſterium. 
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(Nr. 7718.) Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb einer 
Eiſenbahn von Löhne über Hameln und Hildesheim nach Vienenburg 
Seitens der Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft, und einen Nach⸗ 
trag zu dem Statute der letzteren. Vom 29. Juni 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


Nachdem die Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft in ihrer General⸗ 
verſammlung vom 26. Juli 1869. beſchloſſen hat, ihr Unternehmen auf den 
Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Löhne über Hameln und Hildesheim 
nach Vienenburg, event. mit einer Abzweigung von Hildesheim nach Braun⸗ 
ſchweig, auszudehnen, wollen Wir der gedachten Geſellſchaft hierzu — mit Aus⸗ 
nahme der Abzweigung nach Braunſchweig, wegen deren Unſere Entſchließung 
vorbehalten bleibt — Anſere landesherrliche Genehmigung ertheilen, auch gleich- 
zeitig den anliegenden Nachtrag zu dem Statute der Hannover⸗Altenbekener Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft hierdurch mit der Maaßgabe beſtätigen, daß eine Abänderung ſeiner 
Beſtimmungen in Anſehung der Organiſation des Geſellſchaftsvorſtandes ohne 
Unſere Zuſtimmung nicht erfolgen ſoll. 

Die gegenwärtige Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunde iſt nebſt dem 
Statutennachtrage durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ö 

Gegeben Bad Ems, den 29. Juni 1870. 


(JL. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Nachtrag 


zum 


Statute der Hannover-Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft. 


Artikel J. 


Das Unternehmen der Hannover⸗Altenbekener Eiſenba ngeſellſchaft wird 
über den im H. 1. des Geſellſchaftsſtatutes angegebenen Zweck hinaus ausgedehnt 
auf den Bau, die vollſtändige Ausrüſtung und den Betrieb einer von dem Zeit⸗ 

punkte der Allerhöchſten Beſtätigung dieſes Nachtragsſtatutes binnen längſtens 
drei Jahren zu vollendenden Eiſenbahn von Löhne über Hameln, Hildesheim 

nach 


nach Vienenburg mit einer Zweigbahn von Hildesheim nach Braunſchweig. Ueber 


den Zeitpunkt der Vollendung der Zweigbahn von Hildesheim nach Braunſchweig, 


namentlich inſoweit fie das Braunſchweigiſche Gebiet berührt, wird das Nähere 
in dem zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Herzoglich Deaunigm elgtiehen 
Staatsregierung abzuſchließenden Staatsvertrage feſtgeſtellt werden (efr. Art. VIII.). 

Auf das neue Unternehmen finden die Beſtimmungen des Statutes der 
Hannover ⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft ſinngemäße Anwendung, inſoweit 
dieſelben nicht durch dieſes Nachtragsſtatut abgeändert worden ſind. 


Artikel II. 
Das im $. 5. des Statutes der Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft 


limitirte Grundkapital wird Behufs des Baues der 1 von Löhne nach 


Vienenburg nebſt Zubehör, Behufs der Anſchaffung des für dieſe Bahn erforder⸗ 
lichen Betriebsmaterials nebſt Zubehör, Behufs der Beſtreitung der Generalkoſten 
einſchließlich der Koſten der Vorarbeiten, ſowie Behufs Verzinſung der Aktien 
bis zu dem im Artikel IV. angegebenen Zeitpunkte um 
9 Millionen Thaler Preußiſch Kurant 
erhöht. Dieſelben werden aufgebracht N 
1) durch 45,000 Stück Stammaktien 
f & 100 Rthlr. = 4,500,000 Rthlr., 
2) durch 22,500 Stück Stamm ⸗Prioritätsaktien 
a 200 Rthlr. = 4,500,000 Rthlr. 

Auf dieſe Aktien finden die Beſtimmungen in den $$. 16 — 26. inkl. des 
Statutes mit der Maaßgabe Anwendung, daß auf die einzelnen Aktienzeichnungen 
im Laufe des erſten Jahres nach der Allerhöchſten Beſtätigung des Nachtrags⸗ 
ſtatutes und Eintragung in das Handelsxegiſter 20 Prozent des Nominalbetrages 
einzuzahlen ſind. 

Die Feſtſtellung der Bauſumme für die ee von Hildesheim nach 
Braunſchweig und die entſprechende weitere Erhöhung des Grundkapitals bleibt 
bis dahin vorbehalten, daß die im Artikel I. worgefehene Publikation des Staats⸗ 
vertrages zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Herzoglich Braunſchweigi⸗ 
ſchen Staatsregierung erfolgt iſt. Die zur Beſchaffung des erforderlichen Bau⸗ 
kapitals für die gedachte Zweigbahn etwa auszugebenden Stamm⸗ und Stamm⸗ 
Prioritätsaktien ſollen übrigens mit der durch Artikel I. bedingten Maaßgabe 
wegen der Verzinſung für die Dauer der Bauzeit gleiche Rechte mit den nath 
dieſem Artikel zu emittirenden Aktien beider Gattungen genießen. 


Artikel III. 


Der Reſervefonds ſoll die Summe von 550,000 Rthlr. nicht überſteigen. 
Iſt dieſe Summe erreicht, ſo erfolgen Zuſchüſſe nur dann, wenn wiederum eine 
Verminderung derſelben eingetreten iſt. 


Artikel IV. 


Die auf Grund des Art. II. Alinea 1. auszugebenden Stamm; und 
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Stamm⸗Prioritätsaktien über neun Millionen Thaler reſp. die auf dieſelben ge 


leiſteten Einzahlungen werden während der Bauzeit der Bahn von Löhne nach 
Vienenburg in Gemäßheit der Beſtimmungen des F. 22. des Geſellſchaftsſtatutes 
verzinſt und nehmen gleich den alten Aktien an dem Reinertrage des ganzen in 
Betrieb geſetzten Unternehmens nach F. 23. des Statutes mit Ablauf des Semeſters 
Theil, in welchem die Bahn von Löhne nach Vienenburg vollſtändig fertig und 
in ihrer ganzen Ausdehnung in Betrieb geſetzt iſt. Erfolgt dieſe Betriebs- 
eröffnung im erſten Semeſter (Januar bis 30. Juni), ſo erhalten die Inhaber 
der neuen Stamm und Stamm ⸗Prioritätsaktien nur halb jo viel Dividende, 
als die Inhaber der früher emittirten Stammaktien reſp. Stamm⸗Prioritätsaktien. 


Sollten vor dem Ablaufe der Bauzeit einzelne, bereits fertig geſtellte 


Strecken dem Betriebe übergeben werden, jo fließen die hieraus etwa erwachſen⸗ 
den Einnahmen in die Baukaſſe der Löhne⸗Vienenburger Bahn. 


Artikel V. 


Die im $. 29. des Statutes vorgeſchriebene erſte ordentliche General⸗ 
verſammlung findet lediglich für die Inhaber der für die Linie Hannover⸗Alten⸗ 
beken mit Abzweigung vor dem Deiſter nach Haſte emittirten Aktien ſtatt, falls 
nach dem Inhalte des angezogenen Paragraphen bis zu dem fraglichen Zeitpunkte 
nicht zugleich die Vorausſetzungen für eine ordentliche Generalverſammlung ſämmt⸗ 
licher Aktionaire einſchließlich der Inhaber der für die Linie Löhne⸗Vienenburg 
emittirten Aktien erfüllt ſein ſollten. ; 


Artikel VI. 


Bei Eröffnung des Betriebes auf der ganzen im $. 1. des am 25. No⸗ 
vember 1868. Allerhöchſt genehmigten Statutes bezeichneten Eiſenbahnſtrecke ſoll 
unter Aufhebung der §§. 10. und $$. 40. bis 55. inkl. und des zweiten Satzes 
im Alinea 2. des $. 56. des Geſellſchaftsſtatutes eine anderweite Verfaſſung 
des Geſellſchaftsvorſtandes in Gemäßheit der nachſtehenden Beſtimmungen ins 
Leben treten. 

. 1. 

Die Intereſſen der Geſellſchaft werden wahrgenommen: 

a) durch die Geſammtheit der Aktionaire in der Generalverſammlung 
($$. 28. ff. des Statuts) , f : 

b) durch den Verwaltungsrath; 

e) durch die Direktion. 


§. 2. 
Verwaltungsrath. 

Der Verwaltungsrath beſteht aus wenigſtens ſieben und höchſtens drei⸗ 
zehn Mitgliedern, von denen mindeſtens fieben in Preußen ihren Wohnſdtitz 
haben müſſen. 

Der Verwaltungsrath iſt beſchlußfähig, wenn ſämmtliche Mitglieder ein⸗ 
geladen ſind und mindeſtens die Hälfte der vorhandenen Mitglieder mit Einſchluß 

des 


Mo 


des Vorfikenden oder feines Stellvertreters mit Stimmberechtigung anweſend oder 
vertreten iſt. a 5 

Es ſteht den Verwaltungsraths⸗Mitgliedern frei, ſich durch einen ſchrift⸗ 
lich Bevollmächtigten aus der Mitte des Verwaltungsrathes vertreten zu laſſen, 
doch darf kein Mitglied mehr als zwei Vertretungen gleichzeitig übernehmen. 


F. 35 
Wahlfähigkeit. 

Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß im Beſitze von dreißig 
Stamm- oder funfzehn Stamm⸗Prioritätsaktien fein, welche für die Dauer des 
Amtes bei der Geſellſchaftskaſſe niederzulegen find. 

Nicht wahlfähig ſind: 

a) Direktionsmitglieder und Beamte der Gefellfchaft; 

b) Minderjährige und unter Kuratel ſtehende Perſonen, ſowie diejenigen, 
welche ihre Zahlungen eingeſtellt und ſich nicht vollſtändig mit ihren 
Gläubigern regulirt haben; 

6) Perſonen, welche nicht im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehrenrechte find; 

d) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhältniſſen ſtehen. 


F. 4. 
Der Vorſitzende. 

Der Verwaltungsrath wählt aus ſeinen in Preußen wohnenden Mitglie⸗ 
dern alljährlich einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter für denfelben. 

Zur Gültigkeit der Wahl iſt erforderlich, daß fie mit abſoluter Stimmen- 
mehrheit erfolgt iſt. 18 

Der Vorſitzende leitet die Geſchäfte, beruft die Verſammlungen, ladet zu 
denfelben die Mitglieder ſchriftlich unter Andeutung der Hauptgegenſtände der 
Berathung ein und leitet in der Verſammlung ſelbſt die Verhandlungen. 

Der Stellvertreter des Vorſitzenden hat, wenn letzterer verhindert iſt, 
überall die gleichen Rechte und Pflichten, wie der Vorſttzende ſelbſt. 


§. 5. 
Verſammlungen und Beſchlüſſe. 

Der Verwaltungsrath verſammelt ſich in der Regel allmonatlich an einem 
vorher durch Beſchluß zu beſtimmenden Tage, außerdem aber ſo oft, als der 
Vorſitzende oder der Regierungskommiſſar oder die Direktion oder vier Mitglie⸗ 
der des Verwaltungsrathes ſolches unter Angabe des Berathungsgegenſtandes 
wünſchen. 

ie Sitzungen finden in der Regel zu Hannover ſtatt, können aber auch 
auf einer der Stationen der Geſellſchaft abgehalten werden. 8 

Gültige Beſchlüſſe können nur mit abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt 
werden. Für den Fall der Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzen⸗ 
den den Ausſchlag. 

Bei Wahlen wird ebenſo verfahren, wie im $. 38. sub e. und am Ende 
vorgeſchrieben iſt. ’ 
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Mitglieder, welche bei dem Gegenftande der Berathung ein Privatintereſſe 
haben, müſſen ſich bei der Abſtimmung entfernen. 

Ueber Beſchlüſſe des Verwaltungs rathes wird ein Protokoll geführt. 

Zur Führung des Protokolls, ſowie zu kalkulatoriſchen und anderen 
Hülfsleiſtungen kann der Verwaltungsrath für Rechnung der Geſellſchaft ſich 
der Beihülfe geeigneter, aus der Geſellſchaftskaſſe zu remunerirender Sachver- 
ſtändiger bedienen. 

Die Mitglieder der Direktion können, abgeſehen von vertraulichen Sitzun⸗ 
gen, den Sitzungen des Verwaltungsrathes mit berathender Stimme beiwohnen. 


F. 6. 
Reſſort und Befugniſſe. 

Der Verwaltungsrath iſt ein Organ der Aktionaire, durch welches dieſe 
möglichſt genaue Kenntniß vom geſammten Betriebe der Angelegenheiten der 
Geſellſchaft nehmen und in den Ganerkberſan fange die ihnen nöthig ſchei⸗ 
nenden Aufſchlüſſe erlangen können. Er überwacht die Geſchäftsführung in allen 
Zweigen der Verwaltung. Der Verwaltungsrath kann deshalb von der Di⸗ 
rektion zu jeder Zeit Auskunft über die Verwaltung im Allgemeinen und über 
ſpezielle Fragen verlangen und iſt berechtigt, durch Kommiſſarien die Akten, 
Bücher und Rechnungen einzuſehen. 

Vornehmlich reſſortirt von ihm die Kontrole des Finanzweſens der Ge⸗ 
ſellſchaft, weshalb er den von der Direktion bewirkten ordentlichen und außer⸗ 
ordentlichen Reviſionen der Hauptkaſſe durch Kommiſſarien beiwohnen, auch für 
ſich allein zu jeder Zeit außerordentliche Kaſſenreviſionen nach vorgängiger Be- 
nachrichtigung der Direktion vornehmen kann. 

Dem Verwaltungsrathe ſind von der Direktion regelmäßig die jährlichen 
Bilanzen zur Prüfung und Dechargirung vorzulegen. Zu dieſem Behufe wählt 
der Verwaltungsrath aus ſeiner Mitte oder aus der Zahl der in Preußen 
wohnhaften Aktionaire drei Reviſoren, welche die vorgelegten Bilanzen ſpeziell 
zu prüfen und über den Befund dem Verwaltungsrathe ſchriftlichen Bericht zu 
erſtatten haben. Letzterer iſt ermächtigt, auf dieſen Bericht der Direktion 
Decharge zu ertheilen, wenn ſich gegen die Bilanz nichts zu erinnern gefunden, 
oder wenn die gemachten Erinnerungen erledigt ſind. Entgegengeſetzten Falles 
hat der Verwaltungsrath der nächſten Generalverſammlung, welcher das Reſultat 
der Prüfung ſtets mitzutheilen iſt, die Beſchlußnahme über die Verfolgung oder 
die Beſtätigung der unerledigten Erinnerungen reſp. über die Ertheilung der 
Decharge anheimzuſtellen. Die bei der erſten ordentlichen Generalverſammlung 
nach Ablauf der Bauzeit zu wählenden Reviſoren haben die Baurechnung, ſowie 
die Bilanzen für die Bauzeit und für das erſte Betriebsjahr zu prüfen; die in 
jedem folgenden Jahre zu wählenden Reviſoren prüfen die Bilanz desjenigen 
Jahres, in welchem ſie gewählt ſind. 

Zur Berathung und Beſchlußnahme des Verwaltungsrathes gehören 
insbeſondere: 


a) die Beſtimmung der Einzahlung auf die Aktien (§. 17. des Statuts) 
und der Ausſchreibung, N 
b) die 


„„ 


b) die Beſtimmung wegen Entlaſſung der urſprünglichen Aktionaire aus der 
perſönlichen Verbindlichkeit und über die gegen ſäumige Einzahler an⸗ 
zuwendenden Maaßregeln; 

c) die Wahl der Direktionsmitglieder, insbeſondere die Wahl des Vorſitzenden 
der Direktion aus deren ordentlichen Mitgliedern, ihre Vermehrung über 

die im F. 12. feſtgeſetzte Zahl hinaus, die Feſtſtellung der mit denſelben 
abzuſchließenden Verträge, ſowie die Beſtätigung der Wahl derjenigen 
Beamten, welche einen Jahresgehalt von 800 Thalern und darüber be⸗ 
ziehen, ingleichen die Bewilligung von außerordentlichen Remunerationen 
oder Tantiemen oder Penſionen an die Mitglieder der Direktion und 
— auf Antrag der Direktion — an die Beamten und Bevollmächtigten; 

d) Anlage eines zweiten Bahngeleiſes, ſowie alle im $. 32. unter 1. bis 8. 
genannten, demnächſt noch zum Beſchluſſe der Generalverſammlung zu 
bringenden Gegenſtände ;; 

e) die Feſtſtellung der Inventur und Bilanz 

) Normirung der Prozentſätze, welche aus der Betriebskaſſe zu den Reſerve⸗ 
und Erneuerungsfonds zu zahlen find ($$. 6. und 7. des Statuts), und 
Beſtimmung über die Höhe der jährlichen Dividende im Einvernehmen 
mit der Direktion und im Nichteinigungsfalle nach Entſcheidung der 
Regierung / a 

g) Feſtſtellung des von der Direktion alljährlich vorzulegenden Einnahme⸗ 
und Ausgabe⸗Etats; 

h) die Genehmigung von Verträgen, deren Objekte mehr als 15,000 Thaler 
betragen. 


Die von dem Verwaltungsrathe ausgehenden Erklärungen und Schrift⸗ 
ſtücke werden in der Ausfertigung vom Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter 
rechtsgültig vollzogen, in rde M Beider von einem durch den Verwaltungs⸗ 
rath hierzu zeitweilig delegirten Mitgliede deſſelben. 


9. 5 


Legitimation. : 

Zur Ausübung aller dem Verwaltungsrathe extheilten Befugniſſe bedarf 
derſelbe gegen dritte Perſonen und Behörden keiner weiteren Legitimation, als 
eines auf Grund der gerichtlich oder notariell aufgenommenen Wahlverhandlung 
ausgefertigten gerichtlichen oder notariellen Atteſtes über die Perſonen ſeiner jedes⸗ 
maligen Mitglieder. 8 8 


Pflichten und Verantwortlichkeit. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes verwalten ihr Amt nach beſter 
a find der Geſellſchaft nach Maaßgabe des Geſetzes für ihre Handlungen 
verhaftet. * 

Die nicht in Preußen wohnenden Mitglieder unterwerfen ſich für etwaige 
Regreßanſprüche dem kompetenten Gerichte der Stadt Hannover. 5 
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8.9. 


Dauer des Amtes. 


Die Amtsdauer der Mitglieder des Verwaltungsrathes iſt eine vierjährige. 
Nach der fünfjährigen Amtsdauer ($. 56.) des erſten Verwaltungsrathes ſcheidet, 
wenn die Zahl der Mitglieder deſſelben durch vier theilbar iſt, alljährlich bis zum 
Ablaufe des vierten Jahres nach der Beſtimmung des Looſes der vierte Theil 
aus. Iſt die Zahl der Mitglieder nicht durch vier kheilbar, fo ſcheidet je ein Drit⸗ 
theil der nächſt kleineren durch drei theilbaren Zahl nach der Beſtimmung des 
Looſes in den erſten drei Jahren und der zuletzt verbleibende Theil mit dem vierten 
Jahre aus. Nach dem Ablaufe dieſer auf die fünfjährige Amtsperiode folgenden 
erſten vierfährigen Amtsperiode entſcheidet über das Ausſcheiden nur die Amts⸗ 
dauer. Die Ausgeſchiedenen ſind ſofort wieder wählbar. 


$. 10. 
Austritt, Entſetzung, Suspenſion. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes kann ſein Amt nach vorgängiger, 
vierwöchentlicher ſchriftlicher Aufkündigung niederlegen. 

Ein folder Austritt iſt nothwendig, wenn die vorſtehend im F. 3. er⸗ 
wähnten Fälle der Wahlunfähigkeit eintreten, € 

Der Geſellſchaft ſteht aber das Recht zu, jedes Mitglied des Verwaltungs⸗ 
rathes zu jeder Zeit vom Amte zu entfernen, wenn dieſes von der Staatsregie⸗ 
rung verlangt oder auf den Antrag der übrigen Verwaltungsraths⸗Mitglieder 
oder der Reviſoren in einer Generalverſammlung beſchloſſen wird. 

Ein ſolcher Antrag muß zunächſt bei dem Verwaltungsrathe ſelbſt einge⸗ 
bracht und von dieſem in einer unter Angabe des Zweckes berufenen und von 
ſämmtlichen Mitgliedern beſuchten Verſammlung genehmigt, demnächſt aber der 
Generalverſammlung vorgelegt werden. 

Auch kann in einer auf gleiche Weiſe berufenen Verſammlung durch einen 
in Gegenwart von mindeſtens 3 der Mitglieder des Verwaltungsrathes gefaßten 
Beſchluß die Suspenſion vom Amte gegen Mitglieder deſſelben bis zur defini- 
tiven Entſcheidung der nächſten Generalverſammlung angeordnet werden, in 
welchem Falle der Verwaltungsrath zur interimiſtiſchen Wahl eines anderen 
Mitgliedes ſchreiten kann. | 

Das Protokoll über eine ſolche Wahl muß gleichfalls gerichtlich oder 
notariell aufgenommen werden. 


9511. 


Remuneration. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten außer der Erſtattung 
ihrer baaren Auslagen eine Remuneration, welche in ihrem Geſammtbetrage 
durch die Generalverſammlung feſtgeſetzt wird. 8 

ie 


Die Vertheilung derſelben unter die Mitglieder des Verwaltungsrathes 
erfolgt im Verhältniß zur Zahl der Sitzungen, welchen dieſelben beigewohnt 
haben, dabei wird für den jedesmaligen Vorſitzenden das Doppelte angenommen. 


$. 12. 
Direktion. 


Die kollegialiſch organiſirte Direktion wird aus beſoldeten, im Eiſenbahn⸗ 
fache erfahrenen Mitgliedern gebildet. Dieſelbe muß mindeſtens aus drei Mit⸗ 
gliedern beſtehen, von denen Ein Mitglied die Befähigung für den Preußiſchen 
höheren Verwaltungsdienſt, Ein Mitglied die Befähigung für den Preußiſchen 
oberen Juſtizdienſt, endlich Ein Mitglied die Qualifikation zum Preußiſchen 

iſenbahnbaumeiſter beſitzen muß. Die Mitglieder müſſen am Sitze der Geſell⸗ 
ſchaft wohnen, brauchen jedoch nicht Aktionaire zu fein. 

Die Beſtätigung der vom Verwaltungsrathe vorzunehmenden Wahl des 
Vorſitzenden der Direktion und des oder der kechniſchen Mitglieder der Direktion 
bleibt der Staatsregierung vorbehalten. 

Für die Fälle längerer Abweſenheit, oder Krankheit, oder ſonſtiger Ver⸗ 
hinderung eines oder mehrerer ordentlicher Mitglieder der Direktion kann der 
Verwaltungsrath aus ſeinen Mitgliedern ſtellvertretende Direktionsmitglieder vor⸗ 
übergehend ſubſtituiren. 

Letztere erhalten für die Dauer dieſer Stellvertretung Diäten und event. 
Reiſekoſten, deren Höhe der Verwaltungsrath beſtimmt, wobei jedoch die höchſten 
den ordentlichen Direktoren bewilligten Sätze nicht überſchritten werden dürfen. 

Sofern ein Stellvertreter aufhört, Mitglied des Verwaltungsrathes zu 
fein, erliſcht auch feine Ermächtigung zur bezeichneten Stellvertretung. 

Gelangen im Verwaltungsrathe Vorlagen der Direktion zur Beſchluß⸗ 
faſſung, bei deren Berathung in der Direktion ein Mitglied des Verwaltungs⸗ 
rathes als Stellvertreter betheiligt geweſen iſt, ſo muß ſich daſſelbe in dieſen 
Sachen der Abſtimmung im Verwaltungsrathe enthalten. 


$ 13. 
Geſchäftsführung. 
Die Direktion führt die Geſchäfte nach einer von dem Verwaltungsrathe 
feſtzuſtellenden und von der Staatsregierung zu genehmigenden Geſchäftsordnung. 
Sie verſammelt ſich, ſo 15 es der Vorſitzende für nothwendig erachtet, 


mindeſtens aber alle Woche einmal. 

Zu den Beſchlüſſen, welche nach der Geſchäftsordnung eine kollegialiſche 
Berathung erfordern, iſt die Anweſenheit von mindeſtens drei Mitgliedern erforder⸗ 
lich. Die Beſchlüſſe in den Sitzungen werden nach Stimmenmehrheit gefaßt 
und entſcheidet im Falle einer Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden. 

Mitglieder, welche bei dem Gegenſtande der Berathung ein Privatintereſſe 
haben, müſſen ſich bei der Berathung und Abſtimmung entfernen. 
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$. 14. 
Befugniſſe der Direktion. 


Die Direktion iſt der Vorſtand der Geſellſchaft im Sinne des Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuchs Artikel 227—241. und des Einführungsgeſetzes vom 
24. Juni 1861., beziehungsweiſe des Hannoverſchen Einführungsgeſetzes vom 
5. Oktober 1864. 

Sie vertritt daher die Geſellſchaft gerichtlich und außergerichtlich, verwal⸗ 
tet ſämmtliche Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſoweit ſie nicht ausdrücklich durch 
gegenwärtiges Statut zur Kompetenz der Generalverſammlung oder des Verwal⸗ 
tungsrathes gewieſen find, und bringt ihre eigenen, ſowie die Beſchlüſſe der Ge⸗ 
neralverſammlung und des Verwaltungsrathes in Ausführung. Insbeſondere 
liegt der Direktion auch die Wahl und Ernennung ſämmtlicher Beamten der 
Geſellſchaft, der Abſchluß der mit denſelben abzuſchließenden Engagementsverträge 
und die Feſtſtellung der Bedingungen dieſer Verträge, ſowie der Erlaß der den 
len: Se zu ertheilenden Dienſt⸗Inſtruktionen ob. (S. jedoch oben 
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Alle Erklärungen, Urkunden, Verträge und Verhandlungen, welche die 
Direktion aufſtellt, reſp. vollzieht, ſind verbindlich für die Geſellſchaft, ſobald ſie 
von einem Mitgliede der Direktion unter Beifügung der geſchriebenen oder bei⸗ 
gedruckten Firma eigenhändig unterſchrieben ſind. 


$. 15. 
Legitimation der Direktion. 


Die Mitglieder der Direktion werden durch das von einem Beamten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit beglaubigte Atteſt des Verwaltungsrathes legitimirt. 
Die Legitimation aller übrigen Geſellſchaftsbeamten erfolgt durch beglaubigtes 
Atteſt der Direktion. 9.46 
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Pflichten und Verantwortlichkeit. 


Die Mitglieder der Direktion verwalten ihr Amt nach beſter Einſicht und 
ſind der Geſellſchaft nach Maaßgabe der Geſetze für ihre Handlungen verhaftet. 


$. 17. 


Entſetzung und Suspenſion. 


Es ſteht der Geſellſchaft gemäß Artikel 227. des Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuches das Recht zu, jedes Mitglied der Direktion, unbeſchadet ſei⸗ 
ner aus dem Engagementsvertrage erwachſenden finanziellen Rechte, zu jeder Zeit 
vom Amte zu entfernen, jedoch nur, wenn dies auf den Antrag des Verwaltungs⸗ 
rathes in einer Generalverſammlung durch Stimmenmehrheit beſchloſſen wird. 
Ein ſolcher Antrag muß zunächſt bei dem Verwaltungsrathe ſelbſt eingebracht 
und von dieſem in einer unter Angabe des Zweckes berufenen und von ſämmt⸗ 
lichen Mitgliedern beſuchten Verſammlung genehmigt, demnächſt aber der Gene⸗ 
ralverſammlung vorgelegt werden. Aut 
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Auch kann in einer auf gleiche Weife berufenen Verſammlung durch einen 
in Gegenwart von mindeſtens zwei Dritteln der Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
rathes gefaßten Beſchluß die Suspenſion vom Amte gegen Mitglieder der Di⸗ 
rektion bis zur definitiven Entſcheidung der nächſten Generalverſammlung an⸗ 
geordnet werden, in welchem Falle der Verwaltungsrath zur interimiſtiſchen Wahl 
eines anderen Mitgliedes ſchreiten kann. . 

$. 18. 
Alle in Bezug auf die Zuſammenſetzung des gien de REDE und der 


Direktion eintretenden Veränderungen, ſowie die Namen der Vorſitzenden und 
deren Stellvertreter, ſind durch die Geſellſchaftsblätter rechtzeitig bekannt zu machen. 


$. 19. 


Mit Einführung der vorbezeichneten Aenderung der Verwaltungs⸗Organi⸗ 
ſation kommen die in dem urſprünglichen Geſellſchaftsſtatute bezeichneten Aemter 
des Spezialdirektors ($. 9. e.) und des Syndikus in Wegfall. Die im Statute 
erwähnten Funktionen des Syndikus werden von einem Direktionsmitgliede 
wahrgenommen. f 

Bezüglich der Reviſoren wird auf die im vorſtehenden F. 6. getroffene 
Abänderung verwieſen. 

Abändernd wird zu $. 29. des Statuts beſtimmt, daß die regelmäßigen Ge⸗ 
genſtände der Berathung und der Beſchlußnahme der Generalverſammlung ſind: 

a) Erſtattung des Berichts der Direktion über die Geſchäfte des verfloſſenen 
Jahres und der Vorlegung des Rechnungsabſchluſſes dieſes Jahres, 

b) Erſtattung des Berichts des Verwaltungsrathes über die Prüfung des 
Rechnungsabſchluſſes des verfloſſenen Jahres; i 

e) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; 5 

d) Beſchlußnahme über diejenigen Angelegenheiten, welche der Generalver⸗ 
ſammlung von dem Verwaltungsrathe, der Direktion oder einzelnen 
Aktionairen zur Entſcheidung vorgelegt werden; 

e) Feſtſtellung der den Mitgliedern des Verwaltungsrathes zu gewährenden 
Remunerationen. 


Artikel VII. f 


Die Geſellſchaft unterwirft ſich den von der e Staatsregierung 
über den Umfang und die Bedingungen einer durch die Erweiterung des Unter⸗ 
nehmens etwa nöthig werdenden Mitbenutzung einzelner Strecken der Hannover⸗ 
ſchen Staatsbahn zu treffenden Feſtſetzungen, ſowie den Bedingungen des bezüglich 
der Strecke Hildesheim⸗Braunſchweig demnächſt abzuſchließenden Staatsvertrages. 

Die Geſellſchaft iſt ferner verpflichtet, die Mitbenutzung einzelner Strecken 
ihrer Bahnen anderen Bahnverwaltungen auf Verlangen des Königlichen Han⸗ 
delsminiſteriums gegen eine angemeſſene, beim Mangel der gütlichen Einigung 
event. vom Handelsminiſterium endgültig feſtzuſetzende Entſchädigung zu geſtatten. 

Auch übernimmt ſie die Verpflichtung, für den Fall, daß die Bahn von 
Löhne nach Vienenburg auf der Strecke von Löhne bis Rehme oder bis zu einem 
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anderen Punkte parallel mit der Cöln⸗Mindener Bahn geführt werden follte, 
wegen der hieraus etwa der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft nach Maaß⸗ 
gabe der beſtehenden Geſetzgebung erwachſenden Entſchädigungsanſprüche Re⸗ 


reß zu leiſten. 
1 Artikel VIII. . 

Für den Fall, daß die Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft die 
Konzeſſion zum Bau und Betriebe der im Artikel I. bezeichneten Zweigbahn von 
Hildesheim nach Braunſchweig nicht erlangen ſollte, ſoll dieſer Statutnachtrag 
im Uebrigen volle Geltung behalten. 


(Nr. 7719.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. Juli 1870. betreffend die Abänderung des Tarifs 
vom 28. Juli 1824., nach welchem das Brückengeld auf der Elbbrücke 
bei Wittenberg zu erheben iſt. 


Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 18. Juli d. J. beſtimme Ich, unter 
Aufhebung der in dem Tarife vom 28. Juli 1824. nach welchem das Brücken⸗ 
geld auf der Elbbrücke bei Wittenberg, Regierungsbezirk Merſeburg, zu erheben 
iſt (Geſetz⸗Samml. S. 161.), unter 1. 6. und 7. enthaltenen Vorſchriften, daß 
auf der Elbbrücke bei Wittenberg an Brückengeld erhoben werden ſoll: 


a) von Frachtwagen oder Frachtkarren: 


nnn demmnsendt8 : wurd sie 2 Sgr. 6 Pf. 


2) wenn ſie unbeladen find ....... einen 1 Sgr. 3 Pf. 
für jedes Pferd oder andere Zugthier; 
b) von Fohlen, Kälbern, Schweinen, Schaafen, Ziegen, Läm⸗ 
mern oder Ferkeln für jede volle fünf Stück k.. 3 Pf. 
Transporte unter fünf Stück bleiben abgabenfrei. 
Im Uebrigen behält es bei den Beſtimmungen des Tarifs vom 28. Juli 


1824. das Bewenden. Die demſelben beigefügten Anmerkungen und Ausnahmen 


finden auch auf die neuen Abgabenſätze Anwendung. | 
Dieſer Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 20. Juli 1870. 
| 228 mu Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
i Arbeiten und den Finanzminiſter. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Oecker). 


